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Präambel

Eine Stadt für alle
Berlins Aufbruch 2011

„Die Zukunft soll man nicht voraussehen wollen,

sondern möglich machen.“

(Antoine de Saint-Exupéry)

1. Unsere Idee für die Stadt: eine Stadt für alle

Mit dem Wahlprogramm, das Sie in den Händen halten, wollen 
wir Sie von unserer Idee für Berlin überzeugen: Wir wollen eine 
Stadt für alle. Eine Stadt, in der jede und jeder gut leben kann. 
Statt eines weiteren Auseinanderfallens in Arm und Reich, in 
drinnen und draußen wollen wir einen Aufbruch hin zu einem 
Berlin, an dem alle teilhaben, bei dem alle dabei sein können. 
Eine Stadt für alle!

Um diese Idee verwirklichen zu können, haben wir viel Ener-
gie darauf verwendet, zusammenzutragen, was wir in unserer 
Stadt verbessern, verändern und bewegen wollen. Wir haben 
miteinander und mit vielen Bürgerinnen und Bürgern über die 
Anliegen und Sorgen gesprochen, die Berlinerinnen und Berli-
ner bewegen, sind dabei oftmals auf Stolz und Begeisterung für 
unsere Stadt gestoßen, aber immer wieder eben auch auf gro-
ße Probleme. Wir haben mit viel Energie, Ernsthaftigkeit und 
Begeisterung an einer Idee für Berlin gearbeitet, die die Stadt 
bewegt und alle mitnimmt.
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„Eine Stadt für alle“ ist dann möglich, wenn wir die Blocka-
den der Stadt aufbrechen und es jedem und jeder ermöglichen, 
seine bzw. ihre Potentiale zu entfalten und einzubringen. Und 
das ist nur möglich, wenn wir in unserer Stadt zu einer neuen 
politischen Kultur finden, in der sich Politik öffnet für die Ideen, 
aber auch Sorgen der Bürgerinnen und Bürger, in der man sich 
zuhört und gemeinsam Lösungen entwickelt.

Die Wahl zum Abgeordnetenhaus am 18. September 2011 
kann zu einem Wendepunkt in der Entwicklung der Stadt wer-
den. Nach zehn Jahren Schwarz-Rot und danach weiteren 
zehn Jahren Rot-Rot gibt es in Berlin die berechtigte Hoffnung, 
die Ideenlosigkeit eines ausgelaugten Senates zu überwin-
den. Die Entscheidung ist recht einfach beschrieben: Bleibt es  
dabei, dass der Berliner Senat auf der Stelle tritt, oder wählen Sie  
einen Aufbruch für Berlin mit Renate Künast an der Spitze.

2. Blick zurück nach vorne

Als vor 20 Jahren die friedliche Revolution in der DDR auch die 
Berliner Mauer niederriss, wurde Berlin weltweit zum Symbol 
für den Sieg der Freiheit über die Diktatur. Berlin entzündete 
in den 1990er Jahren die Fantasien und dafür schien es keine 
Grenzen zu geben. Die Energie von Christ- und Sozialdemokra-
ten reichte aber nur für Wolkenkuckucksheime und Skandale.

Heute geben die Bürgerinnen und Bürger Berlin mit viel  
Engagement ein neues Gesicht. Eine neue Generation ist hier 
aufgewachsen und viele Menschen haben sich hier neu behei-
matet. Aus allen Winkeln Deutschlands, Europas und anderer 
Erdteile strömen Menschen nach Berlin, die hier ihre Ideen ver-
wirklichen wollen und damit Teil der Ausstrahlung der Stadt wer-
den. Berlins Universitäten und Forschungseinrichtungen, Berlins  
Lebensgefühl und Potentiale laden junge Menschen aus der 
ganzen Welt ein, mit ihren Ideen hierherzukommen, unsere 

Stadt nachts lebendiger und tagsüber ideen- und damit chancen- 
reicher zu machen. Berlins tolerantes Klima lädt ein, hier die  
unterschiedlichsten Lebensentwürfe und Ideen zu verwirklichen.  
Berlin braucht die Potentiale seiner Bewohnerinnen und  
Bewohner, egal, ob hier geboren oder zugezogen.

Berlin ist zum Verlieben, aber seine Regierung ist zum  
Davonlaufen. Mit diesem Senat herrscht bei den drängenden 
Herausforderungen und Zukunftsfragen der Hauptstadt Still-
stand: Statt Innovation und einer Klimapolitik mit zukunfts-
fähigen Arbeitsplätzen gibt es einfallslose Betonpolitik à la A 
100. Statt endlich den Schulen in benachteiligten Stadtteilen 
mit einem Sofortprogramm unter die Arme zu greifen, debat-
tiert Rot-Rot über ein nichtssagendes Integrationsgesetz.

Die Schulreform geht von der Idee her in die richtige Rich-
tung. Die Umsetzung ist jedoch miserabel. Der Senat hat viel 
Vertrauen zerstört – bei Eltern, die schlecht informiert wurden, 
bei Kindern, die in baufälligen Gebäuden ohne Mensa stehen 
und nicht zuletzt bei Lehrerinnen und Lehrern, die mit unaus-
gegorenen Konzepten und dem verständlichen Unmut der  
Eltern alleingelassen werden.

Auf das nicht endende S-Bahn-Chaos reagiert der Berliner 
Senat bislang allenfalls mit matten Ermahnungen, die auch 
weiterhin wirkungslos verpuffen werden, wenn auf die Worte 
keine ernsthaften Konsequenzen folgen. Das ist nicht weiter 
hinnehmbar. Hunderttausende Berlinerinnen und Berliner ste-
cken regelmäßig fest oder stehen sich die Beine in den Bauch.

Die hohe Arbeitslosigkeit scheint den Senat nicht zu beein-
drucken. Horrende Erwerbslosigkeit, geringe Wirtschaftskraft 
und zunehmende Verarmung von Teilen der Bevölkerung sind 
die Ausgangslage nach zehn Jahren rot-roter Regierung. Wenn 
überhaupt, beschließt der Senat, dass er bis zur Wahl nichts 
mehr beschließt, wichtige Entscheidungen werden vertagt. Das 
Klimaschutzgesetz wurde zur Chefsache erklärt. Und was hat 
der Chef gemacht? Nüscht.
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es vor allem die Berlinerinnen und Berliner, die – oft angesto-
ßen durch unsere Stromwechselkampagne – Vattenfall die Rote 
Karte zeigten und das Kohlekraftwerk 2009 endgültig gestoppt 
haben. Zehntausende kleine Entscheidungen für Ökostrom ha-
ben mächtige Wirkungen, und auch das Land Berlin könnte 
durch gute Entscheidungen die Energiewirtschaft zu mehr Kli-
maschutz zwingen.

2013 und 2014 laufen die Konzessionsverträge aus. Wir 
werden den Klimaschutz zum zentralen Kriterium bei der an-
stehenden Entscheidung über den Betrieb der Energienetze für 
Gas, Strom und Fernwärme machen. Außerdem wollen wir mit 
der Konzessionsvergabe die nötigen Investitionen in die Netze 
sicherstellen. Dafür kann es notwendig sein, den Netzbetrieb 
von den Hauptversorgern der Stadt zu trennen und unabhän-
gig zu führen oder dem neuen Klimastadtwerk „Berlin Energie“ 
zuzuordnen. Wir setzen uns für die Belange der durch einen 
möglichen Betreiberwechsel betroffenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ein und suchen nach Möglichkeiten, den Bürgerin-
nen und Bürgern auf eigenes Risiko eine Beteiligung am Strom-
netz zu ermöglichen.

4.5 Klimahauptstadt werden wir nur gemeinsam

2010 war Freiburg im Breisgau Hauptstadt Deutschlands – und 
zwar „Bundeshauptstadt im Klimaschutz“. Ausgezeichnet wur-
de die Stadt für ihr vorbildliches Engagement für den Klima-
schutz. Berlin hat sich für diesen Wettbewerb noch nicht einmal 
beworben. 

Wir wollen, dass Berlin die Klimahauptstadt wird – aber das 
können wir nur gemeinsam erreichen. Unsere Stadt braucht 
dafür eine umfassende und langfristig wirkende Strategie der 

zukunftsfähigen Entwicklung, die ökologische Nachhaltigkeit, 
soziale Gerechtigkeit, wirtschaftliche Lebensfähigkeit und kul-
turelle Kreativität sinnvoll verbindet.

Wir unterstützen dafür das bürgerschaftliche Engagement im 
Rahmen der Lokalen Agenda 21 in Berlin und deren Vernet-
zung mit den Bezirken und Brandenburg. Ein vorbildliches Pro-
jekt in diesem Sinne ist der „Stadtvertrag Klimaschutz“. Von 
uns initiiert haben sich Handwerkskammer, IHK, BUND und 
DGB unter diesem Namen zu einem Aktionsbündnis zusam-
mengeschlossen, das Beschäftigte, Unternehmen und Bürge-
rinnen und Bürger in Berlin zur konkreten Umsetzung von Kli-
maschutzaktivitäten inspirieren und motivieren möchte.

Wir wollen zukünftig das Wissen der zivilgesellschaftlichen 
Akteure bündeln und zum Wohle der Region einen Nachhal-
tigkeitsrat für Berlin-Brandenburg einsetzen.

Grüne Bildung für nachhaltige Entwicklung
Klimahauptstadt werden wir nur, wenn alle Menschen mitma-
chen und nachhaltige Entwicklung auch in der Bildung und 
Ausbildung einen Platz bekommt. Kindertagesstätten, allge-
meinbildende und berufliche Schulen, Aus- und Weiterbil-
dungszentren müssen dabei unterstützt werden, die Ziele der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung endlich in die Tat umzu-
setzen. Diese schreibt unter anderem der Orientierungsrahmen 
der Kultusministerkonferenz fest. Nur so können neue Lebens-
stile und Verantwortungsbewusstsein für das eigene Handeln 
langfristig entwickelt und gefestigt werden. Wir wollen dafür 
unter anderem die Zusammenarbeit von Schulen mit beste-
henden Initiativen und Vereinen der Bildung für nachhaltige 
Entwicklung erleichtern und verbessern. Die energetische Mo-
dernisierung von Schulen wollen wir im Unterricht umwelt-
pädagogisch begleiten.
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seine internationale Politikfähigkeit demonstriert, indem sich 
die Stadt als Ort internationaler Entscheidungen profiliert. Ber-
lin ist darüber hinaus Ort vielfältiger internationaler Vernetzung 
von zivilgesellschaftlichen Akteuren, von Nichtregierungsor-
ganisationen, Verbänden und Institutionen. Wir wollen, dass 
Berlin eine aktive internationale Rolle spielt und insbesondere 
im Hinblick auf Demokratie- und Freiheitsbewegungen seinen 
Beitrag leistet. 

Der internationale Charakter der Stadt ist aber nicht nur 
Chance, sondern auch Verpflichtung. Unser Handeln in Berlin 
muss sich seiner internationalen Verantwortung bewusst sein. 
Wir leben in „Einer Welt“, in der unsere Wirtschaftsweise und 
unsere Lebensweise gravierende Auswirkungen auf die Länder 
des Südens haben. Deshalb sind fairer Handel und eine nach-
haltige öffentliche Beschaffung, die strengen ökologischen 
und sozialen Kriterien genügt, und deren Einhaltung von einer  
unabhängigen Stelle überprüft wird, ebenso Teil der inter- 
nationalen Beziehungen der Stadt wie eine klima- und ressour-
censchonende Verkehrs- und Stadtplanung. Denn unter der  
Verletzung der Prinzipien der Nachhaltigkeit, wie sie auf der 
Konferenz von Rio 1992 formuliert wurden und jetzt weiterent-
wickelt werden, leiden vor allem die ärmeren Länder. Die Lokale 
Agenda 21, die das Abgeordnetenhaus 2006 beschlossen hat, 
und die den Grundsatz „Global denken – lokal handeln“ für Berlin 
umsetzt, hat bislang keinen Niederschlag in der Politik des Senats  
gefunden. 

Es gilt, die vielfältigen Kontakte in Netzwerken und Städte- 
partnerschaften aufzuwerten und zu unterstützen. Dazu müs-
sen auch die Landes- und Bezirksebene enger  verzahnt werden. 
Es gehört zu den wichtigen Aufgabe der Politik auf Landes-
ebene und in den Bezirken, transnationale Kontakte, Partner-
schaften und Netzwerke auf der zivilgesellschaftlichen Ebene 
und der politischen Institutionen anzuregen, zu ermöglichen  

„Berlin ist mehr ein Weltteil als eine Stadt“

(Jean Paul)

10. Weltstadt Berlin
Die Welt zu Hause in der Stadt

„Eine Stadt für alle“ bedeutet mehr als nur Hauptstadt zu sein. 
Berlin ist Weltstadt und macht seine Tore für alle weit auf. Als 
weltoffene Metropole ist Berlin ein attraktiver Ort, den Men-
schen aus allen Teilen der Welt nicht nur als Touristen aufsu-
chen. Berlin entzündet Fantasien in der ganzen Welt. Viele 
kommen, um hier zu arbeiten, zu studieren und die vielfältigen 
kreativen Räume zu nutzen. Sie wollen hier ihre Ideen verwirk-
lichen und werden damit Teil der Ausstrahlung unserer Stadt. 
Berlin profitiert davon: wirtschaftlich, kulturell und durch die 
Vielfalt seiner Menschen. Menschen aus 170 Ländern leben in 
Berlin und bilden Brücken zu ihren Herkunftsländern. Sie berei-
chern unsere Stadt durch ihren lebendigen Austausch zwischen 
den Kulturen. Dabei spielt Berlin eine wichtige Rolle als Mittle-
rin zwischen Ost und West. Berlin muss diese Potentiale besser 
nutzen und auch seiner Verantwortung in Europa und in der 
Welt besser gerecht werden. Deshalb wollen wir uns mehr in 
die Europapolitik einmischen.  Wir werden Berlin in Europa und 
Europa in Berlin präsenter machen. 

10.1 Internationale Verantwortung wahrnehmen

Wir wollen Berlin stärker als bisher zu einem Ort der interna-
tionalen Politik, des wissenschaftlichen und kulturellen Aus-
tauschs machen. Wir werden uns dafür einsetzen, dass Berlin 
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Bevölkerung bekannter machen, damit sie von Berlinerinnen 
und Berlinern wiederbelebt, mitgestaltet und gepflegt werden.

Berlin muss sich auch mit seiner verdrängten Geschichte als 
Metropole des deutschen Kolonialismus auseinandersetzen 
und ein postkoloniales Erinnerungskonzept für die Stadt entwi-
ckeln, das zum Beispiel durch die Umbenennung von Straßen 
die kritische Auseinandersetzung mit Rassismus fördert. Wir 
wollen ein reguläres, standardisiertes Programm zur Neuan-
siedlung von Flüchtlingen (Resettlement). Berlin als Hauptstadt 
sollte sich ausdrücklich dazu bekennen, regelmäßig Flüchtlinge 
aufzunehmen. Schutzbedürftige, die sich in ausweglosen Situ-
ationen befinden, sollen in Berlin eine neue Heimat finden und 
eine Lebensperspektive erhalten. Dafür müssen ihnen alle er-
forderlichen Hilfen und Unterstützungen gewährt werden.

Den internationalen Beziehungen einen Ort geben
Die vielfältigen international aktiven zivilgesellschaftlichen In-
itiativen in der Stadt brauchen einen gemeinsamen Ort des 
Austauschs und der Zusammenarbeit, d.h. als Adresse für in-
ternationale Kontakte. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass 
die seit langem bestehenden Pläne für ein Eine-Welt-Zentrum 
in die Tat umgesetzt werden, das allen zivilgesellschaftlichen 
Initiativen offensteht, die sich für interkulturelle Verständigung 
und globale Entwicklung einsetzen. Wir wollen insbesondere 
Diaspora- und MagrantInnenorganisationen ansprechen. Berlin 
muss die Voraussetzungen dafür schaffen, damit die Nichtre-
gierungsorganisationen in der Stadt, die ein sehr großes Inte-
resse an einem Eine-Welt-Zentrum haben, ihrerseits das Haus 
perspektivisch selber tragen können. 

Wir fordern die Einrichtung einer Abschiebebeobachtung am 
neuen Flughafen BBI nach den Vorbildern an den Flughäfen in 
Düsseldorf, Frankfurt a.M. und Hamburg.

und - politisch und finanziell - zu unterstützen. Dies gilt auch 
und gerade für die Städtepartnerschaften und Netzwerke, für 
die Zusammenarbeit mit den Ländern des Südens und für die 
Achtung der Menschenrechte in den Partnerländern. 
Berlin hat mit seiner Landesentwicklungszusammenarbeit  
einen wichtigen Schritt in seiner globalen Verantwortung getan. 
Aber es mangelt an politischer Unterstützung und Umsetzung 
der vielfältigen Versprechungen und Selbstverpflichtungen 
wie der Landesleitlinien zur Entwicklungspolitik, des Beschlus-
ses der Ministerpräsidenten zur Entwicklungszusammenarbeit 
auf Landesebene, des neuen Außenwirtschaftsprogramm des  
Senats, der vom Abgeordnetenhaus beschlossenen Berliner  
Lokalen Agenda oder des Klimabündnisses. 

Deshalb werden wir neue Initiativen ergreifen, um das  
zivilgesellschaftliche Engagement zu ermutigen und zu fördern. 
Berlin muss sich an dem geplanten Eine-Welt-Promotoren- 
programm des Bundes beteiligen und seinen Anteil der Ko-
Finanzierung leisten, damit in Zukunft die Eine-Welt-Arbeit auf 
eine solide und dauerhafte Grundlage gestellt werden kann. Die 
Rahmenvereinbarung zwischen dem Berliner Entwicklungspo-
litischen Ratschlag und der Bildungsverwaltung zum globalen 
Lernen ist, zum Beispiel durch Pilotprojekte zwischen Schulen 
und Nichtregierungsorganisationen, mit Leben zu füllen. 

Die Etablierung einer Partnerschaft zwischen einem Ber-
liner Bezirk und erstmals auch einer palästinensischen Stadt  
würden wir ausdrücklich begrüßen. Dieses breitgefächerte 
Netzwerk um die ganze Welt stellt eine Chance, aber auch 
eine Verpflichtung für Berlin dar: nämlich immer dann, wenn es 
notwendig ist, auf Menschenrechtsverletzungen hinzuweisen. 
Wir möchten, dass auch die internationalen Partner unserer 
Stadt für die Rechte von Lesben, Schwulen und Transgendern, 
von Menschen mit Migrationsgeschichte oder mit Behinde-
rung einstehen. Berlin muss seine Städtepartnerschaften in der  
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